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Stadt Meerbusch 26. November 2004
Der Bürgermeister
Service Zentrale Dienste
Az.: 07.10.20

          
          
An die
Damen und Herren
des Haupt- und Finanzausschusses
          
          
          

Beratungsvorlage

zu TOP     5     der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 7. Dezember 2004

I. Änderung der Geschäftsordnung des Rates

Beschlussvorschlag:

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat, die als Anlage beigefügte I. Änderung der Ge-
schäftsordnung des Rates zu beschließen.

Begründung:

Die Geschäftsordnung des Rates sollte in den nachgenannten Paragraphen geändert werden:

§ 24 – Ausschüsse
Die Vorschrift regelt das Verfahren in den Ausschüssen. Nach der bisherigen Fassung des Absatzes 2
werden die Ausschüsse vom Ausschussvorsitzenden oder bei dessen Verhinderung vom zuständigen
Beigeordneten zur Sitzung eingeladen. Diese Regelung sollte dahingehend geändert werden, dass im
Verhinderungsfall analog der Vertretungsregelung beim Vorsitz im Ausschuss der stellvertretende
Ausschussvorsitzende den Ausschuss einberuft.

Im Absatz 8 finden sich Vorschriften für die Durchführung von Beschlüssen. Dabei wird hinsichtlich
der zeitlichen Vorgabe eine Unterscheidung getroffen bezüglich von Beschlüssen, die Vergaben auf-
grund öffentlicher oder beschränkter Ausschreibung betreffen – hier beträgt die Einspruchsfrist 3 Tage
- und sonstige Beschlüssen – hier beträgt die Einspruchsfrist 7 Tage. Aus Gründen der einheitlichen
Handhabung wird vorgeschlagen, die Einspruchsfrist einheitlich auf 3 Tage festzulegen.

§ 25 – Ältestenrat
Die bisherige Regelung enthält zwei Absätze die sich durch unterschiedliche Personenkreise der Teil-
nahme an Ältestenratssitzungen unterscheidet. In der Praxis hat sich der Ältestenrat in der Vergan-
genheit immer durch den Bürgermeister, seine Stellvertreter, die Fraktionsvorsitzenden und einen
weiteren Vertreter der Fraktionen zusammengesetzt, so wie es § 25 Abs. 2 der Geschäftsordnung des
Rates vorsieht.

Insofern sollte die Regelung in der Geschäftsordnung der Praxis der Vergangenheit angepasst wer-
den. Die Bestimmung und Benachrichtigung des weiteren Fraktionsmitgliedes sollte durch den Frakti-
onsvorsitzenden erfolgen.
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Lösung:

siehe Beschlussvorschlag

Kosten/Deckung:

./.

Personalaufwand:

./.

Dieter Spindler


